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Meinen Eltern





Vorwort

Die vorliegende Arbeit hat die Juristische Fakultät der Technischen Universität 
Dresden im Januar 2018 als Dissertation angenommen. Ihre Verteidigung fand 
im März desselben Jahres statt. 

Mein tiefer Dank gebührt in erster Stelle meinem Doktorvater Herrn Professor 
Dr. Michael Becker, LL.M. (NYU). Er hat nicht nur das Dissertationsthema an-
geregt, sondern durch seine konstruktiven Anmerkungen und Hinweise – getreu 
dem Motto: „Le mieux est lˈennemi du bien“ – entscheidend zum Gelingen die-
ser Untersuchung beigetragen. Für seine hervorragende Unterstützung und sein 
persönliches Engagement bei der Betreuung der Arbeit sowie für die Erstellung 
des Erstgutachtens möchte ich ihm herzlichst danken. 

Ein ganz besonderer Dank gilt zudem Herrn Professor Dr. Dieter Martiny. Als 
anerkannter Spezialist im Internationalen Familienrecht war er Mitglied der 
deutsch-bulgarischen Expertenkommission, welche das IPR-Gesetzbuch Bulga-
riens vorbereitet hat. Seine freundliche Übernahme des Zweitgutachtens hat mir 
deswegen viel Freude bereitet. 

Das Max-Planck-Institut für ausländisches und internationales Privatrecht in 
Hamburg hat meine Arbeit in die Schriftenreihe „Studien zum ausländischen und 
internationalen Privatrecht“ aufgenommen, was mich sehr freut. 

Vor der Drucklegung wurde die Arbeit aktualisiert. Stand der Untersuchung ist 
der 31.12.2019. Bis anhin ergangene Entscheide bulgarischer Gerichte konnten 
ebenso eingearbeitet werden wie veröffentlichte Literatur sowie im Umriss die 
EuGüVO. 

Plovdiv, im Januar 2020	 Lubomir N. Guedjev
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Einleitung

§  1. Gegenstand und Aufbau der Untersuchung

Die vorliegende Arbeit will eine Lücke schließen. Das IntFamR hat in den letzten 
Jahren in vielerlei Hinsicht Änderungen erfahren, man denke nur an die EU-
Güterrechtsverordnung (EuGüVO). Der bulgarische Gesetzgeber hat mit dem 
Erlass der Artt.  75–88 bulgIPRGB1 ein völlig neues Terrain betreten. Die alten 
Anknüpfungen ersetzte er durch neue, allseitige Kollisionsregeln traten an die 
Stelle von einseitigen usw. 
Indes ist eine Gesamtdarstellung des Internationalen Familienrechts Bulga

riens seit langem angezeigt. Ein geschlossenes Werk über das IntFamR ist zuletzt 
1994 erschienen. Damals hatte Todorov als einziger in seinem Lehrbuch „Inter-
nationale Familien- und Erbrechtsverhältnisse“ (Международни семейни и 
наследствени правоотношения) das IntFamR umfassend dargestellt und Re-
formvorschläge unterbreitet, welche die Kodifikation 2005 zum Teil übernahm. 
Bisherige Publikationen in der Fachliteratur beschäftigen sich naturgemäß nur 
mit einzelnen Themen oder Problemkreisen aus dem IntFamR. Lehrbücher und 
Kommentare über das neue IntFamR/IPR lassen viele praxisrelevante Fragen 
offen. Bislang veröffentlichte Rechtsprechung bestätigt das Bedürfnis nach ihrer 
Beantwortung: (Instanz-)Gerichte pflegen ihre Entscheidungen in puncto inter-
nationale Zuständigkeit, Qualifikation familienrechtlicher Rechtsverhältnisse, 
allgemeine Fragen des IPR u. a. m. sehr knapp zu begründen. Man spürt förmlich 
die „Abneigung“ gegen das IPR/IntFamR. Nach wie vor gilt das IPR gleicher
maßen unter Studenten wie ausgebildeten Juristen als eine schwierige, wenig 

1  Das Gesetzbuch wurde am 4.5.2005 verabschiedet (DV Nr.  42 v. 17.5.2005); deutsche Über
setzung abgedr. in: JOR 47 (2006), 113 ff., und Auszug in: WiRO 2006, 147 ff. Am 21.5.2005 
trat das Gesetz in Kraft. Seither gab es drei Änderungen – zum 1.3.2008 (DV Nr.  59 v. 20.7.
2007), 1.10.2009 (DV Nr.  47 v. 23.6.2009) und 21.12.2010 (DV Nr.  100 v. 21.12.2010). 

Für die vorliegende Arbeit verwendet wird die Übersetzung des bulgIPRGB ins Deutsche 
von Jessel-Holst, RabelsZ 71 (2007), 457–493. Abweichungen davon werden an geeigneten 
Stellen kenntlich gemacht (meist in den Fußnoten). Gleiches gilt grundsätzlich für alle anderen 
zitierten oder wiedergegebenen bulgarischen Rechtsvorschriften, es sei denn, es ist etwas Ab-
weichendes vermerkt.
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griffi ge und darum fremde Materie – eine terra incognita, könnte man sagen. 
Man meide sie daher lieber, wo man nur könne.2 Gleichwohl wird selbst der un-
befangene Betrachter einschlägiger Fachpublikationen und Gerichtsentscheide 
unschwer erkennen können, dass das IPR im Allgemeinen und das IntFamR im 
Speziellen aus dem Rechtsalltag Bulgariens nicht mehr hinwegzudenken sind. Er 
wird aber auch feststellen müssen, dass die gesamte kollisionsrechtliche Rechts-
findung sich seit jeher problematisch gestaltet und zusehends problematischer zu 
werden scheint,3 obgleich das geltende bulgarische Recht für die Bewältigung 
dieser komplexen Aufgabe – nunmehr – ein gutes Rüstzeug bietet.
Das Bedürfnis nach einer systematischen Gesamtdarstellung besteht trotz der 

EuGüVO. Denn die Verordnung gilt gem. Art.  69 Abs.  3 i. V. m. Artt.  20–35 
EuGüVO4 nur für Ehegatten, die ab5 dem 29.1.2019, 00:00 Uhr, heiraten oder 

2  Auch Maesch, Kodifikation, S.  65 f., verzeichnet bei bulgarischen Juristen und Studieren-
den eine abschreckende Wirkung des IPR.

3  Das belegen die seit Inkrafttreten des bulgIPRGB bis einschließlich Dezember 2019 in der 
Rechtsdatenbank ciela veröffentlichten und in dieser Arbeit ausgewerteten Gerichtsentscheide. 
Sie werden deshalb dort, wo es angezeigt ist, mit den wesentlichen Aussagen wiedergegeben – 
zwecks besseren Verständnisses, aber auch zur Warnung an den deutschen Juristen: unter Zu-
grundelegung des Wortlauts und der Systematik des Gesetzes wie unter Anwendung der Grund-
prinzipien des IPR kann er zu einem anderen Ergebnis gelangen als sein bulgarischer (Amts-)- 
Kollege. 

4  Verordnung (EU) 2016/1103 des Rates zur Durchführung einer Verstärkten Zusammen
arbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwendenden Rechts und der Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen des ehelichen Güterrechts v. 24.6.2016 (ABl. 
2016 L 183, S.  1); Text in Jayme/Hausmann, Nr.  33, und im Internet unter: <http://eur-lex.euro 
pa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R1103&from=DE> (zuletzt angesehen 
am 30.12.2019). Die Verordnung ist am 28.7.2016 in Kraft getreten. Geltungsbeginn ist aber 
für die meisten und wichtigsten Regelungen erst der 29.1.2019 (Art.  70 Abs.  2 S.  2 EuGüVO). 
Ebenfalls am 28.7.2016 in Kraft getreten ist die Verordnung (EU) 2016/1104 des Rates zur 
Durchführung einer Verstärkten Zusammenarbeit im Bereich der Zuständigkeit, des anzuwen-
denden Rechts und der Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Fragen güter-
rechtlicher Wirkungen eingetragener Partnerschaften v. 24.6.2016 (ABl. 2016 L 183, S.  30); 
Text in Jayme/Hausmann, Nr.  39, sowie unter: <http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/ 
PDF/?uri=CELEX:32016R1104&from=DE> (zuletzt angesehen am 30.12.2019). Auch diese 
Verordnung gilt ab dem 29.1.2019 (Art.  70 Abs.  2 S.  2 EuPartVO).

Zur Entstehungsgeschichte beider Güterrechtsverordnungen siehe Serdynska, in: Dutta/
Weber, EuGüVO, S.  7–10, Rn.  1–11. An den Verordnungen nehmen 18 Mitgliedstaaten teil 
(vgl. Beschluss (EU) 2016/954 des Rates v. 9.6.2016, ABl. 2016 L 159, S.  16); Bulgarien und 
Deutschland gehören dazu.

5  Die Fassung im Amtsblatt sah in den verschiedenen Sprachen einen Geltungsbeginn nach 
dem 29.1.2019 vor; so auch die bulgarische Sprachfassung. Damit entstand eine Diskrepanz 
zur verabschiedeten Fassung der Verordnung. Es war nicht klar, ob am 29.1.2019 geschlossene 
Ehen und Rechtswahlvereinbarungen unter den Anwendungsbereich der Verordnung fallen; 
hierzu Coester-Waltjen, in: Dutta/Weber, EuGüVO, S.  48, Rn.  1; Heiderhoff, IPRax 2018, 1, 4 
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eine Rechtswahl treffen. Die Vorschriften der Artt.  79–81 bulgIPRGB werden 
deshalb noch viele Jahrzehnte ihre Bedeutung behalten.6
An diesem Punkt setzt die Arbeit also an. Sie wagt den Versuch, den familien-

rechtlichen Teil des IPR von Bulgarien verständlich und umfassend zu erläutern. 
Gleichwohl waren Schwerpunkte zu setzen. Ausschlaggebend war dabei der Ad-
ressat der Arbeit – vordergründig der deutsche Leser. Von daher war es geboten, 
das EU-vergemeinschaftete internationale Familien- wie Zivilverfahrensrecht 
bündig zu fassen. Das betrifft das Unterhaltsrecht, die elterliche Verantwortung, 
die Scheidung, die EuEheVO (auch Brüssel IIa-VO oder EheVO 2003 genannt).7 
Ferner fällt die Darstellung der Vormundschaft und Pflegschaft ganz kurz aus.
Die Arbeit besteht aus drei Teilen. Der erste Teil handelt von den Rechtsquel-

len und den allgemeinen Lehren des IPR. Hierbei sind nur jene Fragen ausführ-
licher erörtert, die vom Standpunkt des deutschen IPR interessant sind, weil das 
bulgarische IPR sie anders beantwortet. Dies betrifft v. a. die Stufenqualifikation. 
Gegenstand des zweiten Teils ist das IntFamR i. w. S. (Personenrecht) mit Ab-
schnitten über die Rechts- und Geschäftsfähigkeit sowie den Namen. Der dritte 
Teil behandelt das IntFamR i. e. S., d. h. die Eheschließung, die persönlichen und 
güterrechtlichen Verhältnisse der Ehegatten, die Scheidung, die Abstammung, 
die Adoption, den Unterhalt, die elterliche Verantwortung, ferner die Vormund-
schaft und Pflegschaft. Um die Materie und einige schwierige Probleme besser 
zu verdeutlichen, sind Beispiele gebildet worden. In der Einleitung dagegen wird 
zunächst die Entwicklung des bulgarischen Rechts, insbesondere des IPR, über-
blicksweise dargestellt und anschließend die Bedeutung der Rechtsprechung und 
Lehre für das Kollisionsrecht Bulgariens beleuchtet. Im Adnex war die EuGüVO 
vorzustellen. 

(Fn.  37). Die nötige Kongruenz ist inzwischen hergestellt; vgl. ABl. 2017 L 113, S.  62, v. 29.4.
2017.

6  So für Artt.  15, 16 EGBGB MüKo BGB/Looschelders (2018), EuGüVO, Rn.  41 a. E.; 
Weber, DNotZ 2016, 659, 663; ders., in: Dutta/Weber, EuGüVO, S.  4 f., Rn.  12.

7  Es gibt mittlerweile eine Neufassung der EuEheVO/Brüssel IIa: Verordnung (EU) 
2019/1111 des Rates vom 25. Juni 2019 über die Zuständigkeit, die Anerkennung und Voll
streckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verant-
wortung und über internationale Kindesentführungen (ABl. 2019 L 178, S.  1, v. 2.7.2019). 
Gemäß ihrem Art.  105 Abs.  2 gilt sie ab dem 1.8.2022, mit Ausnahme der Artt.  92, 93 und 103, 
welche ab dem 22.7.2019 gelten. Für die vorliegende Arbeit anwendbar ist mithin die EuEheVO 
i. d. F. von 2003.
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§  2. Einführung in die bulgarische (Rechts-)Geschichte, -Praxis 
und -Wissenschaft

Die Geschichte Bulgariens war schon immer geprägt durch die zeitweise Gel-
tung verschiedener Wirtschafts-, Rechts- und Wertesysteme.8 Das wirkt sich bis 
heute auf die Rechtssetzung wie die Gesetzesauslegung aus.

A. Geschichtliche Entwicklung unter Berücksichtigung des IPR9

Sechs Etappen charakterisieren die (Rechts-)Entwicklung Bulgariens. 

I. Erster bulgarischer Staat (681–1018)

Die Gründung des bulgarischen Staates geht auf das Jahr 681 zurück. Bis zum 
Jahre 1018, als das Land seine Souveränität unter der byzantinischen Herrschaft 
(1018–1185) verlor, stellte das ungeschriebene Gewohnheitsrecht die primäre 
Rechtsquelle dar.10 Mit der Annahme des ostkirchlichen Christentums als Staats-
religion im Jahre 864 nahm das orthodoxe Kirchenrecht eine Sonderstellung ein. 
Seine wichtigsten Grundsätze erfuhren eine Kodifizierung im sog. Nomokanon – 
einer Sammlung griechischer kirchlicher Regeln, erweitert um juristische Re
gelungen und angepasst an die Bedürfnissen der Bevölkerung.11 Als eine der 
frühesten bulgarischen IPR-Quellen gilt aus dieser Zeit der Friedensvertrag mit 
Byzanz von 716, der den byzantinischen Händlern den freien Handel in Bulga
rien sicherte.12 

II. Zweiter bulgarischer Staat (1185–1396)

Während des sog. zweiten bulgarischen Staats stieg die Anzahl geschriebener 
Rechtsquellen an. Die neue feudale Prägung der Gesellschaft machte außerdem 
die Schaffung einer staatlichen Gerichtsbarkeit erforderlich.13

8  Maesch, Kodifikation, S.  37 m. w. N.
9  Ausführlich Maesch, Kodifikation, S.  9–86.
10  Hierzu im Allgemeinen Petrova, Istoria (680–1878), S.  318–321; zum Gewohnheits-Fa-

milienrecht (Verlöbnis, Eheschließung, Adoption, Scheidung, Vormundschaft und Eltern-Kind-
Beziehung) s. dies., ibd., S.  322–338; allgemein zu den Familienverhältnissen in dieser Zeit 
dies., ibd., 124–130.

11  Maesch, Kodifikation, S.  9 f. m. w. N.; zu dem Verlöbnis, der Ehe, dem Eltern-Kind-Ver-
hältnis, der Scheidung und der Betreuung aus dieser Zeit siehe v. a. Petrova, Istoria (680–1878), 
S.  129–143.

12  Kutikov/Todorov, MCP-Obshta chast, S.  193 f.; Kutikov, MCP, S.  154 m. w. N.
13  Andreev/Milkova, Bulgarska feodalna darzhava i pravo, S.  168; Maesch, Kodifikation, 

S.  11. Zur Entwicklung des Gerichtsverfahrens in der Zeit 681–1878 siehe Petrova, Istoria 
(681–1878), S.  230–249.
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1396 fiel Bulgarien unter osmanische Herrschaft, die fast fünf Jahrhunderte 
(bis 1878) andauerte. Mit der Beseitigung der staatlichen Gesetzgebung und der 
bis dahin bestehenden staatlichen Gerichtsbarkeit blieb die Entwicklung des na-
tionalen Rechts insgesamt stehen. Die Rechtsanwendung für orthodoxe Bulgaren 
unterlag in dieser Zeit kirchlichen, Ältesten- und Zunftgerichten; die Verfahren 
hatten v. a. Zivil- und Ehestreitigkeiten zum Gegenstand,14 die nach bulgari-
schem Gewohnheitsrecht entschieden wurden.15 Im Übrigen waren die staat
lichen osmanischen Gerichte zuständig. Für Personen muslimischen Glaubens 
kam das islamische Scheriatsrecht zur Anwendung. Außer konfessionellen 
Rechtsnormen galt mithin ausschließlich das osmanische Recht.16 Deswegen gab 
es in Bulgarien bis 1878 kein geschriebenes nationales Recht, vom Gewohn-
heits- und Kirchenrecht einmal abgesehen.17

III. Neuer bulgarischer Staat (1878–1944)

1. Rezeption des Rechts

Die Wiederherstellung des bulgarischen Staates begann 1878 mit der Lösung 
vom Osmanischen Reich als Folge des russisch-türkischen Krieges (1877–1878) 
und führte bis 1945 zur Neubildung eines selbständigen Wirtschafts- und Rechts-
systems. Die Rechtspflicht zur Schaffung einer neuen Rechtsordnung begründete 
der sog. Berliner Vertrag vom 13.7.1878 zwischen den europäischen Großmäch-
ten und dem Osmanischen Reich. Rechtstechnisch umgesetzt wurde diese Ver-
pflichtung durch eine Rezeption fremden, v. a. kontinentaleuropäischen Rechts: 
Das materielle Recht bildete der bulgarische Gesetzgeber dem Recht westeuro-
päischer Staaten nach, das formelle Recht hingegen dem russischen.18 Die Be-
sonderheiten bulgarischer Rechtswirklichkeit ließ er indessen außer Acht; wider-
sprüchliche Lösungen waren die logische Folge.19 Eine Ausnahme davon stellte 
das Familienrecht dar: Bei seiner Kodifizierung hatte man das Gewohnheits- und 
Kirchenrecht berücksichtigt.20 Ebenfalls nach russischem Vorbild erfolgten 
schließlich im Jahr 1880 der Gerichtsaufbau (Friedensrichter, Bezirksgerichte, 
Appellationsgerichte und Oberster Kassationsgerichtshof)21 und die Errichtung 

14  Maesch, Kodifikation, S.  11 m. w. N.
15  Petrova, Istoria (680–1878), S.  321 f. Zum Selbstverwaltungsrecht der bulgarischen Be-

völkerung während der osmanischen Herrschaft s. dies., ibd., S.  283–307.
16  Pavlova, Grazhdansko pravo-Obshta chast, S.  58.; ausführlich Maesch, Kodifikation, S.  9 ff.
17  Maesch, Kodifikation, S.  14.
18  Vgl. Kutikov, MCP, S.  175.
19  Vgl. Kutikov, MCP, S.  175; Maesch, Kodifikation, S.  16.
20  Maesch, Kodifikation, S.  16 f.
21  Das heutige Gerichtssystem in Zivilsachen ist dreistufig aufgebaut und nach oben hin 

geordnet: Erstinstanzlich zuständig ist das Rayongericht (районен съд/rayonen sad) oder das 
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der Staatsanwaltschaft (mit Beteiligungsmöglichkeit des Staatsanwalts im Zivil-
prozess).22
Vom Rezeptionsvorgang unberührt blieb hingegen das Kollisionsrecht. Denn 

zu Beginn des 19.  Jahrhunderts waren in Europa kaum umfassende IPR-Kodifi-
kationen vorhanden.23 

2. Entwicklung des IPR

a) Allgemeines

Der Aufbau des bulgarischen IPR hat seine Anfänge nach 1878.24 Bis zum In-
krafttreten des bulgIPRGB am 21. Mai 2005 verfügte Bulgarien über kein ge-
schlossenes IPR-System. Die Verweisungsnormen waren stets Ausdruck kom-
plexer Wirtschafts- und Gesellschaftsstrukturen.25 Charakteristisch für das Ver-

Bezirksgericht (окръжен съд/okrazehn sad), zweitinstanzlich das Bezirksgericht oder das Ap-
pellationsgericht (апелативен съд/apelativen sad) und drittinstanzlich der Oberste Kassations-
gerichtshof (Върховен касационен съд/Varhoven kasatsionen sad). Die Rayongerichte sind in 
allen bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten zuständig, soweit nicht gesetzlich die Zuständigkeit den 
Bezirksgerichten zugewiesen ist (Artt.  63 Abs.  1, 76 bulgGVG i. V. m. Art.  103 bulgZPO). Vor 
die Bezirksgerichte gehören erstinstanzlich z. B. Verfahren über die Feststellung oder die An-
fechtung der Abstammung oder Verfahren über die Beendigung einer Adoption (Art.  104 Nr.  1 
bulgZPO). Besetzt ist das Rayongericht grundsätzlich mit einem Einzelrichter (Art.  78 bulgG-
VG i. V. m. Art.  20 bulgZPO). Gleiches gilt für das Bezirksgericht im ersten Rechtszug (Art.  82 
Abs.  1 Nr.  2 bulgGVG). Für Berufungen und Beschwerden gegen Entscheidungen der Rayon-
gerichte zuständig sind die Bezirksgerichte (Art.  63 Abs.  2 bulgGVG), gegen erstinstanzliche 
Entscheidungen der Bezirksgerichte wiederum die Appellationsgerichte (Art.  63 Abs.  4 i. V. m. 
Art.  101 Abs.  1 bulgGVG). Besetzt ist das Berufungsgericht prinzipiell mit drei Richtern (Art.  83 
Abs.  1 bulgGVG), ebenso das Appellationsgericht (Art.  105 bulgGVG). Der Oberste Kassations
gerichtshof entscheidet in Zivilsachen über Rechtsmittel der Revision (vgl. Art.  63 Abs.  7 
i. V. m. Art.  108 Abs.  1 S.  1 bulgGVG). Er besteht aus Straf-, Zivil- und Handelskollegien, die sich 
in Abteilungen untergliedern (Art.  109 Abs.  2 und 4 bulgGVG). Der Oberste Kassationsgerichts
hof entscheidet grundsätzlich in der Besetzung von drei Richtern (Art.  110 Nr.  1 bulgGVG). 
Ausf. zum Ganzen Zlateva, Pomagalo, S.  30–37 und (tabellarische Übersicht) S.  429–432.

22  Tokushev, Istoria (1878–1944), S.  132 und 141 f., mit dem wichtigen Hinweis auf den bis 
Ende des 19.  Jahrhunderts bestehenden Mangel an juristisch vorgebildeten Personen (ders., 
ibd., S.  137 f. und 144). Am 1.5.1889 gab es im Fürstentum Bulgarien 256 Rechtsanwälte und 
102 Anwaltsgehilfen. Nur 35 von ihnen hatten eine juristische Ausbildung (Tokushev, ibd., 
S.  146). Erst mit Inkrafttreten des Gesetzes über den Aufbau der Gerichte von 1899 (DV Nr.  7 
v. 12.1.1899; aufgehoben) durften gem. dessen Art.  115 Abs.  1 ausschließlich Personen mit ei-
ner juristischen Ausbildung den Beruf des Rechtsanwalts ausüben. Die schlechte Juristenausbil
dung wirkte sich schließlich Jahrzehnte lang negativ auf den Anwaltsberuf aus (Tokushev, ibd., 
S.  147). Zum heutigen Stand der Juristenausbildung in Bulgarien äußerst kritisch Bregov, 
Obshtestvo i pravo 2017, №  10, 61–65.

23  Maesch, Kodifikation, S.  20.
24  Kutikov, MCP, S.  173.
25  Kutikov, MCP, S.  175.
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weisungsrecht war die Verstreuung einzelner kollisionsrechtlicher Bestimmungen 
in einer Vielzahl von Gesetzen. Solche fand man sogar in der Verfassung: Art.  63 
bulgVerf von 187926 unterstellte im Inland situiertes Immobiliarvermögen bulga-
rischem Recht, selbst wenn es im Eigentum eines Ausländers stand. Als weiteres 
Beispiel diene Art.  88 bulgErbG i.F. von 1890.27 Nach dieser Vorschrift war das 
von einem bulgarischen Staatsbürger im Ausland verfasste Testament formwirk-
sam, falls es den Anforderungen des bulgarischen Rechts entsprach. 
Nach dem Beitritt Bulgariens zum Völkerbund, vorgesehen im Friedensver-

trag von Neuilly-sur-Seine vom 27.11.1919, trat das Land einigen internationa-
len Konventionen bei. Hiezu gehören das Pariser Übereinkommen zum Schutz 
des gewerblichen Eigentums von 188328 und das Berner Übereinkommen zum 
Schutz von Werken der Literatur und Kunst von 1886.29; 30 

b) Rolle der Lehre

Seine Entwicklung verdankt das bulgarische IPR der Lehre. Der Begriff „Inter-
nationales Privatrecht“ tauchte erstmalig 1905 im Schrifttum auf. In den folgen-
den Jahren nahm sich Mihail Popoviliev (1873–1928) in einer Aufsatzreihe der 
Grundlagen des IPR an, während sich Josef Fadenchecht (1873–1953) in seinem 
Lehrbuch zum Zivilrecht von 1929 mit ausgewählten Fragen des IPR auseinan-
dersetzte. Im selben Jahr veröffentlichte Ivan Altanov (1892–1972) als erster ein 
Buch über das Internationale Familienrecht: Die Ehescheidungskonflikte in Bul-
garien.31 Vier Jahre später gelang Stojan Danev (1858–1949) mit „Kurze An
leitung über das IPR“32 eine Gesamtdarstellung des bulgarischen Kollisions-
rechts. Seine Lehren entwickelte schließlich Georgi Genov (1885–1967) weiter 
in dessen 1942 erschienenem Lehrbuch über das IPR.33 Diese Untersuchungen 

26  Aufgehoben, DV Nr.  284 v. 6.12.1947. Zu der Entstehung und dem Inhalt dieser Konstitu
tion ausführlich Tokushev, Istoria (1878–1944), S.  50–94.

27  DV Nr.  20 v. 25.1.1890; aufgehoben, DV Nr.  22 v. 29.1.1949.
28  DV Nr.  75 v. 24.9.1965; RGBl. 1903, S.  147.
29  DV Nr.  53 v. 6.7.1974; geltende Fassung: DV Nr.  76 v. 30.9.1980. Urfassung: RGBl. 1887, 

S.  493; Pariser Fassung: BGBl. 1973 II, S.  1069, geändert am 2.10.1979, BGBl. 1985 II, S.  81.
30  Vgl. Kutikov, MCP, S.  179; Maesch, Kodifikation, S.  18. Einen Überblick über die inter-

nationalen Verträge, die Bulgarien abgeschlossen hat, gibt Evtimov, Rezeption, S.  83 ff. Text 
des jeweiligen Staatsvertrags in ciela abrufbar.

31  Auf Bulgarisch/Originaltitel: „Бракоразводните конфликти в България“/Brakorazvodni 
konflikti v Bulgaria.

32  Auf Bulgarisch/Originaltitel: „Кратко ръководство по международно частно право“/
Kratko rakovodstvo po mezhdunarodno chastno pravo.

33  Auf Bulgarisch/Originaltitel: „Международно частно право“/Mezhdunarodno chastno 
pravo.
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schufen die Grundlage des bulgarischen IPR.34 Bedenkt man, dass die erste bul-
garische Universität im Jahre 1889 gegründet wurde, und die juristische Fakultät 
1892, ist die skizzierte Entwicklung selbsterklärend. 

IV. Sozialistische Periode (1945–1989)

Nach dem zweiten Weltkrieg wird Bulgarien Volksrepublik und unter Einfluss 
der UdSSR zur Volksdemokratie. 1948 begann die systematische Rezeption 
sowjetischen Rechts und die Vergesellschaftung der Volkswirtschaft mit der 
Überführung allen bedeutsamen Privatvermögens ins Staatseigentum.35 Gesetze 
und Rechtsvorschriften, die im Widerspruch zu der sozialistischen Verfassung 
und Gesetzgebung Bulgariens standen, wurden mit Gesetz vom 20.11.1951 auf-
gehoben.36 
Der Ausbau des sozialistischen IPR setzte schon 1945 mit der Beseitigung des 

kirchlichen Monopols für die Eheschließung an.37 In den Novellen des Familien-
rechts von 196838 und 198539 reformierte der Gesetzgeber zwar die familien-
rechtlichen Kollisionsnormen, verharrte jedoch bei der Geltung einseitiger Ver-
weisungsvorschriften. Im Gegensatz zum Internationalen Familienrecht blieben 
das Internationale Namens-, Erb- und Sachenrecht ohne jedwede Reglementie-
rung. Gleiches galt für die Geschäftsführung ohne Auftrag sowie das Schuldver-
trags-, Delikts- und Bereicherungsrecht. Der Allgemeine Teil des IPR hingegen 
erfuhr eine unvollkommene, dafür aber mehrfache Kodifizierung in verschiede-
nen Gesetzen, was die Rechtsanwendung zusätzlich erschwerte.40
Die Blüte des bulgarischen IPR stellten in dieser Zeit bilaterale Rechtshilfe

abkommen (RHAbk) mit anderen sozialistischen, vereinzelt auch nichtsozialisti-
schen Staaten (z. B. Österreich41) dar.42 Selbst nach dem Zerfall der Sowjetunion 
und der Föderativen Republik Jugoslawien schloss Bulgarien solche Abkom-
men. Die zweiseitigen Verträge wollen die Entscheidungsharmonie innerhalb der 

34  Die Begründer des bulgarischen IPR waren in der Regel Absolventen ausländischer Uni-
versitäten in Deutschland, Frankreich, Österreich-Ungarn, Italien und Russland; vgl. Maesch, 
Kodifikation, S.  21 m. w. N.

35  Vgl. Maesch, Kodifikation, S.  23 f.
36  Eingehend dazu Pavlova, Grazhdansko pravo-Obshta chast, S.  60 f.
37  Gesetzesverordnung über die Ehe vom 12.5.1945 (DV Nr.  108 v. 12.5.1945; aufgehoben, 

DV Nr.  128 v. 9.8.1949).
38  DV Nr.  23 v. 22.3.1968; aufgehoben, DV Nr.  41 v. 28.5.1985.
39  DV Nr.  41 v. 28.5.1985; aufgehoben, DV. Nr.  47 v. 23.6.2009; hierzu Jessel-Holst, 

RabelsZ 51 (1987), 35 ff.
40  Näher Maesch, Kodifikation, S.  29 f. m. w. N.
41  DV Nr.  79 v. 10.10.1969.
42  Angaben zu den RHAbk Bulgariens bei Maesch, Kodifikation, S.  333–336 (Anhang I); 

zum RHAbk zwischen Bulgarien und Georgien s. Vashakidze, IPR von Georgien, S.  20 f.
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sozialistischen Staaten fördern.43 Darum weisen alle RHAbk einen ähnlichen 
Aufbau und Inhalt auf:44 Einesteils enthalten sie Vorschriften über die Rechts
hilfe sowie die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Entscheide. An-
dernteils beherbergen die meisten Abkommen auch Kollisionsnormen, die in al-
ler Regel das Personen-, Familien- und Erbrecht betreffen, streng zweiseitig 
verweisen und in persönlicher Hinsicht nur für Staatsangehörige der Vertrags-
staaten gelten.45 Hinzu kommen RHAbk auf dem Gebiet des Strafrechts.46 
Während der sozialistischen Zeit war die Bedeutung der RHAbk sehr groß. 

Denn aus ihnen hatte man allgemeine Prinzipien für das gesamte lückenhafte 
IPR Bulgariens hergeleitet.47 

V. Periode der Rechtstransformation (1990–2004)

1989 brach das kommunistische System zusammen. Zwei Jahre später verab-
schiedete das Parlament eine neue Verfassung (1991)48 und reformierte anschlie-
ßend das Zivil- und Wirtschaftsrecht.49 Im Hinblick auf die angestrebte Mitglied-
schaft in der Europäischen Union kam es 1993 zur Unterzeichnung des Europa-
Abkommens.50 Bulgarien war nun zur Angleichung seines nationalen Rechts an 
den gemeinschaftlichen Besitzstand, den acquis communautaire, verpflichtet.51 
In den folgenden Jahren kam es daher zu einer punktuellen Überarbeitung des 
Kollisionsrechts. So z. B. bewirkte der Beitritt Bulgariens zum HAÜ52 eine Re-

43  Drobnig, OER 6 (1960), 154, 156.
44  Drobnig, OER 6 (1960), 154, 165, vermutete einen unveröffentlichten Mustervertrag 

über die Rechtshilfeabkommen.
45  S. zum georgischen IPR Vashakidze, IPR von Georgien, S.  20.
46  Näher Maesch, Kodifikation, S.  25 f.
47  S. Popov, RabelsZ 41 (1977) 726, 728 und 730; Maesch, Kodifikation, S.  50 f., 54 f., mit 

Hinweisen zur Gegenansicht.
48  DV Nr.  39 v. 18.5.1971; aufgehoben, DV Nr.  56 v. 13.7.1991; deutsche Übersetzung bei 

Evtimov, Assoziierung, S.  131 ff. (Anhang), und der., Rezeption, Anhang III. Eine deutsche 
Übersetzung der bulgarischen Verfassung von 1991 ist zudem im Internet abrufbar unter: 
<http://www.verfassungen.eu/bg/verf91.htm> (zuletzt angesehen am 14.10.2019).

49  Ausführlich Tassev, JOR 37 (1996), 81, 91 ff.
50  Europa-Abkommen zur Gründung einer Assoziation zwischen der Europäischen Ge-

meinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Bulgarien andererseits vom 8.3.1993 
(ABl. 1994 L 358, S.  3; s. a. DV Nr.  61 v. 7.7.1995); in Kraft getreten am 1.2.1995. Näher dazu 
Evtimov, Rezeption, S.  150 ff.; ders., Assoziierung, S.  37–80.

51  Maesch, Kodifikation, S.  32; Evtimov, Assoziierung, S.  55–71.
52  Haager Übereinkommen über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem 

Gebiet der internationalen Adoptionen v. 29.5.1993 (BGBl. 2001 II, S.  1035); für Bulgarien in 
Kraft seit dem 1.9.2002; abgedr. in Jayme/Hausmann, Nr.  223; aktueller Stand der Teilnahme-
staaten im Internet unter: <https://www.bundesjustizamt.de/DE/Themen/Buergerdienste/BZAA/ 
Vertragsstaaten/Vertragsstaaten_node.html> (zuletzt angesehen am 1.9.2019).
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form des internationalen Adoptionsrechts, geregelt damals in Artt.  136 ff. Fam-
Kodex a. F. (1985).53 Ferner setzte man im Jahr 2003 das Römische EWG-
Schuldvertragsübereinkommen vom 19.6.198054 in Artt.  437 ff. bulgGSV55 um.56 
Unter diesen Vorzeichen häuften sich schließlich die Versuche zur Kodifizie-

rung des IPR. Der Entwurf eines Gesetzes über die Kollisionsnormen von 193657 
fand keine Zustimmung in der Literatur,58 weil es an eigenen kollisionsrecht
lichen Bestimmungen gefehlt habe.59; 60 Einen weiteren Streitpunkt bildete das 
Internationale Familienrecht, denn für den muslimischen Teil der Bevölkerung 
galt das Scheriatsrecht fort. Interreligiöse Regelungen gab es indessen nicht und 
jede religiöse Minderheit hatte Zugang zu einer eigenen Gerichtsbarkeit.61 Der 
Entwurf von 1936 war deshalb im Vornherein zum Scheitern verurteilt. Gleich-
wohl war er für seine Zeit durchaus vorbildlich.62 Als Beispiel diene sein Art.  21: 
Dessen Abs.  1 unterstellte das Eltern-Kind-Verhältnis zwischen einem nichtehe-
lichen Kind und seinen Eltern dem gemeinsamen Heimatrecht von Mutter und 
Kind – und eben nicht dem Heimatrecht des Vaters, wie es zu jener Zeit üblich 
war. Abs.  2 erklärte bulgarisches Recht für maßgebend, wenn die nicht miteinan-
der verheirateten Eltern im Augenblick der Geburt einen gemeinsamen gewöhn-
lichen Aufenthalt im Inland hatten und das bulgarische Recht günstiger für das 
Kind war.63 In den Jahren 1979, 1985 und 1999 folgten weitere Kodifikationsver-
suche, welche das IPR als integralen Teil des Zivilgesetzbuchs vorsahen. Sie 
scheiterten.64 Am Schluss blieb es mangels Konsolidierung bei der vorhandenen 
Zersplitterung des bulgarischen IPR: Die Kollisionsnormen waren stets in jenem 
Gesetz verortet, zu dem sie sachlich gehörten. 1993 existierten in Bulgarien über 
40 Rechtsakte (Gesetze, Ordnungen und Erlasse) mit Verweisungsvorschriften.65 

53  S.a. Maesch, Kodifikation, S.  34 f.
54  BGBl. 1986 II, S.  810; Text bei Jayme/Hausmann, Nr.  70.
55  DV Nr.  2. 5.12.1950; deutsche Übersetzung in IPRax 2004, 158 ff., und bei Breidenbach 

(Hrsg.), HdbWiRO, Bd.  1, BG 220 (Stand: Juni 2019).
56  Hiezu Maesch, Kodifikation, S.  35 f. m. w. N.
57  Abgedr. bei Genov, MCP, S.  558 ff. (zit. nach Maesch, Kodifikation, S.  39, Fn.  2).
58  Einzelheiten bei Maesch, Kodifikation, S.  39–41.
59  Vgl. Kutikov, MCP, S.  180 f.
60  Der Entwurf war dem polnischen IPRG vom 2.8.1926 nachgebildet: Gesetz vom 2.8.1926, 

Dz. U. Nr.  101, Pos. 581, über das für internationale Privatrechtsverhältnisse geltende Recht; 
Gesetz vom 2.8.1926, Dz. U. Nr.  101, Pos. 580, über das für die innere Verhältnisse geltende 
Recht (zit. nach Maesch, Kodifikation, S.  39, Fn.  3). Vereinzelt hatten aber auch deutsche und 
italienische Kollisionsvorschriften Pate gestanden (s. Kutikov, MCP, S.  181).

61  Näher Maesch, Kodifikation, S.  41 m. w. N.
62  Maesch, Kodifikation, S.  40; Todorov, Pravootnoshenia, S.  239, Tz.  110.
63  S. Todorov, Pravootnoshenia, S.  239, Tz.  110.
64  Eingehend Maesch, Kodifikation, S.  41 ff.
65  Maesch, Kodifikation, S.  34 m. w. N.
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VI. Beitritt Bulgariens zur EU (2007)

Seit dem 1.1.2007 ist Bulgarien EU-Mitgliedstaat. Ab diesem Zeitpunkt findet 
das Europäische (Kollisions-)Recht Anwendung.66 Das stellt den bulgarischen 
Rechtsanwender auf eine harte Probe. Ihr Ende ist derzeit nicht in Sicht; das 
verdeutlichen die ausgewerteten Gerichtsentscheide.

B. Aktuelle Bedeutung der Rechtsprechung

Die sozialistische Rechtstheorie sprach den Gerichten eine Rechtsfortbildungs-
kompetenz ab. Die Funktion der Rechtsprechung sei auf die Anwendung der 
Gesetze beschränkt.67 Diese Haltung nimmt man selbst heutzutage ein.68 
Die nach Inkrafttreten des bulgIPRGB veröffentlichten Gerichtsentscheide im 

IntFamR verlautbaren eine wohl aus der Komplexität der Rechtsmaterie erwach-
sende Unsicherheit bei der Bearbeitung familienrechtlicher Fälle mit Auslands-
bezug. Darum hält man sich bloß an den Buchstaben des Gesetzes, obschon 
Art.  46 Abs.  1 und 2 bulgGNA eine Auslegung nach Sinn und Zweck präferiert.69 
Gesamtzusammenhänge bleiben dann außer Acht und die Rechtslage wird letzt-
lich oft verkannt. Die knappen und bündigen Entscheidungsbegründungen (sel-
ten länger als ein DIN-A4-Blatt) fügen sich in diese Praxis ein. Dies ist im An-
satz nicht zu beanstanden. Doch wer so verfährt, der nimmt zu Lasten der Rechts-
sicherheit in Kauf, auf grundlegende Fragen (z. B. nach der Qualifikation) keine 
hinreichend klare Antwort gegeben zu haben. Das gilt erst recht dann, wenn die 
Entscheidungsbegründung, sei es eines Instanzgerichts, sei es des Obersten Kas-
sationsgerichtshofs, in der bloßen Wiedergabe oder bedeutungsgleichen Um-
schreibung des Gesetzestextes besteht. Ferner blenden die Gerichte Argumente 
des wissenschaftlichen Schrifttums aus. In der Begründung ihrer Entscheide 
nehmen die Richter in aller Regel keinen Bezug auf andere gerichtliche Ent-
scheidungen und/oder Literaturmeinungen. Ein Rechtsproblem wird zudem sel-

66  Vgl. Art.  2 der Beitrittsakte (ABl. 2005 L 157).
67  Vgl. Maesch, Kodifikation, S.  62 m. w. N.
68  Vladimirov, MCP, S.  26 (das Richterrecht sei keine eigenständige Rechtsquelle).
69  Art.  46 des Gesetzes über die Normativakte lautet:
„(1) Die Regelungen der Normativakte werden gemäß ihrem genauen Sinn angewandt, und, 

wenn sie unklar sind, nach dem Sinn ausgelegt, welcher am ehesten anderen Regelungen, dem 
Zweck des auszulegenden Aktes und den grundlegenden Rechtsprinzipien der Republik Bulga-
rien entspricht.

(2) Wenn der Normativakt unvollständig ist, werden für die von ihm nicht geregelten Fälle 
die Regelungen angewendet, die für vergleichbare Fälle gelten, vorausgesetzt, das entspricht 
dem Zweck des Aktes. Wenn solche Regelungen fehlen, sind die Verhältnisse nach den grund-
legenden Rechtsprinzipien der Republik Bulgarien zu regeln.

(3) Strafrechtliche, administrative und disziplinarische Verantwortung kann nicht nach dem 
vorstehenden Absatz begründet werden.“ (Übersetzung durch den Verfasser).
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ten herausgearbeitet und anschließend abwägend einer Lösung zugeführt, son-
dern „verschleiert“. Dem Rechtsanwender bleibt folglich nichts anderes übrig, 
als sich unumstößlich mit aller Kraft nur am Wortlaut einer Norm festzuhalten. 
Die Schlussfolgerung daraus ist kühn: Stehe eine Rechtsposition nicht schwarz 
auf weiß im Gesetz, so gebe es sie nicht.
Im Hinblick auf die Regelung des Art.  5 S.  2 bulgZPO vermag ein solches 

Verständnis nicht zu befriedigen.70 Die Norm billigt dem Richter nachgerade die 
Aufgabe einer Lückenfüllung modo legislatoris zu. Es bleibt zu hoffen, dass die 
bulgarischen Gerichte ihre Praxis in Bälde ändern.

C. Rechtswissenschaft und Lehre

Wie bereits erwähnt, war die Wissenschaft der Motor für die Entwicklung des bul-
garischen IPR. Selbst nach dem Beitritt Bulgariens zur EU bleibt sie es auch – na-
türlich in einem neuen Gewand. Die Lehre ist nunmehr um die Darstellung des 
geltenden Europäischen Kollisionsrechts bemüht. Erschienen sind bisher jeweils 
ein Kommentar in erster Auflage zur Brüssel IIa-VO (im Jahr 2014)71, Brüssel 
I-VO (2012)72 und Rom  I-VO (2009);73 das Autorengespann (zwischen acht und 
zehn Personen) ist beinah immer dasselbe. Erfreulich ist die Tendenz zur kritischen 
Auseinandersetzung mit ergangenen Entscheidungen bulgarischer Gerichte. Trotz-
dem darf man diesen Umstand nicht überbewerten: Die Kommentarliteratur bleibt 
von deutschen Standards weit entfernt. Die Autoren behandeln die zugegebener-
maßen heikle Materie des IPR/IntFamR recht häufig oberflächlich, viele Fragen 
lassen sie offen. Für den bulgarischen Juristen ist das Hauptproblem beim Erlernen 
des IPR zwiefach bedingt: Erstens findet er die Grundlagen dieses Rechtsgebiets 
weder systematisch noch dogmatisch aufbereitet. Zweitens mangelt es ihm an ei-
nem IPR-Problembewusstsein. Und so verwundert es wenig, wenn die Rechtspre-
chung solche Literaturquellen nicht zu Rate zieht und die Anwendung des autono-
men Kollisions- und des eigenen Sachrechts mit allen Kräften anstrebt.74

70  Art.  5 bulgZPO lautet: „Das Gericht beurteilt und entscheidet den Rechtsstreit nach dem 
genauen Sinn der Gesetze, und wenn diese unvollständig, unklar oder widersprüchlich sind – 
gemäß ihrer allgemeinen Vernunft. Beim Fehlen eines Gesetzes stützt das Gericht seine Ent-
scheidung auf die Grundsätze des Rechts, das Gewohnheitsrecht und die Moral.“ (Übersetzung 
durch den Verfasser).

71  Natov et al., Brüssel IIa-VO.
72  Natov et al., Brüssel I-VO.
73  Natov et al., Rom  I-VO.
74  Eher verwirrend wirken deshalb die Ausführungen von Vladimirov, MCP, S.  27: Die Ver-

treter der Doktrin hätten einen starken Einfluss auf die Rechtsprechung im IPR; auch würden 
sich die Gerichte „bereitwillig“ deren Ansichten anschließen. Die Aussage belegt er mit einer 
Fußnote, die auf französisches Schrifttum verweist. Der Lehre bescheinigt er zudem die Funk-
tion eines „zuverlässigen Kompasses“ für „das richtige Verständnis der Rechtsquellen des IPR“.



1.  Teil

Allgemeiner Teil und Grundlagen des IPR

Als Teil der bulgarischen Rechtsordnung steht das IPR in der Normenhierarchie 
dem Recht seines Ranges gleich. Es ist sowohl auf internationaler wie nationaler 
und Unionsebene geregelt. 

§  1. Quellen, Ziel und Inhalt des IPR

A. Allgemeines

Nach Art.  3 Abs.  1 bulgIPRGB geht staatsvertragliches Kollisionsrecht (multila-
terale1 wie bilaterale2 Abkommen) dem national gesetzten innerstaatlichen, also 
autonomen Kollisionsrecht vor.3 Die Vorschrift hat nur klarstellende Bedeutung.4 
Der Vorrang des Europäischen Kollisionsrechts dagegen ergibt sich aus dem 

Unionsrecht selbst.5 Für von der EU abgeschlossene Staatsverträge folgt dies 
aus Art.  216 Abs.  2 AEUV.6 Verordnungen gelten gem. Art.  288 Abs.  2 AUEV 
unmittelbar in jedem teilnehmenden Mitgliedstaat und genießen deshalb Anwen-
dungsvorrang vor dem nationalen Recht. An dieser Rechtsqualität ändert sich 
nichts, wenn Verordnungen wie EuGüVO und Rom  III-VO auf der Grundlage 

1  Dazu zählen v. a. die Haager Übereinkommen (z. B. HUÜ 1973 bzw. 2007, HUntProt, KSÜ, 
HKÜ). 

2  Z.B. das RHAbk betr. zivil-, familien- und strafrechtliche Angelegenheiten, etwa mit 
Kuba v. 11.4.1979 (DV Nr.  85 v. 31.10.1980; in Kraft seit 25.7.1980); dazu schon Einleitung, 
§  2. A. IV.

3  Ausführlich Todorov, MCP, S.  50–70; Stancheva-Mincheva, Art.  3 bulgIPRGB, S.  33 ff.
4  Das ist bei Art.  3 Nr.  2 EGBGB umstr.; einerseits (deklaratorische Wirkung) BaRo/Lorenz, 

Art.  3 EGBGB, Rn.  4; Erman/Hohloch (2017), Art.  3 EGBGB, Rn.  12; v. Hoffmann/Thorn, IPR, 
§  1, Rn.  75; MüKo BGB/v. Hein (2018), Art.  3 EGBGB, Rn.  172; andererseits (konstitutive 
Funktion) Gottschalk, IPR, S.  36 (Fn.  95); Meyer-Sparenberg, Staatsvertragliche Kollisions-
normen, S.  68 f.; Staudinger/Hausmann (2013), Art.  3 EGBGB, Rn.  27; NK-BGB/Freitag (2016), 
Art.  3 EGBGB, Rn.  75. 

5  S.a. Marinova, Nauchni trudove 2017, Bd.  XVI, 99, 101.
6  Zur Vorrangwirkung der von der Union geschlossenen Abkommen gegenüber dem Recht 

der Mitgliedstaaten s. Mögele, in: Streinz, Art.  216 AEUV, Rn.  60; Hummer, in: Vedder et al., 
Art.  216 AUEV, Rn.  22, jew. m. w. N.
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einer Verstärkten Zusammenarbeit zustande kommen.7 Kollisionsnormen in Richt
linien können wiederum dem Kollisionsrecht der Verordnungen als unionsrecht-
liche lex specialis vorgehen (z. B. nach Art.  23 Rom  I-VO, Art.  27 Rom  II-VO).8 
Vorrangregeln betreffend das Verhältnis kollisionsrechtlicher Staatsverträge 

zu Regelungen der EU enthalten ausdrücklich Art.  19 Rom  III-VO, Art.  62 
EuGüVO und Art.  75 EuErbVO.

B. Staatsvertragliches Kollisionsrecht

Einen relativ kleinen Teil des bulgarischen IPR bildet das staatsvertragliche, also 
zwischenstaatliche Recht. Hierher gehören die bereits erwähnten RHAbk9 und 
Haager Verträge.10; 11 

C. Autonomes Kollisionsrecht

I. Gesetzbuch über das Internationale Privatrecht12

Das bulgIPRGB stellt die erste Kodifikation des IPR Bulgariens dar. Ihre Anfän-
ge und Versuche gehen dagegen bis ins Jahr 1936 zurück.13 Am 21. Mai 2005 trat 
das bulgIPRGB in Kraft. Seitdem hat es „nur“ drei (unbedeutende) Änderungen 
erfahren, was für die Praxis des bulgarischen Regelgebers äußerst ungewöhnlich 
ist. Das mag teils an der Vielschichtigkeit der Materie, teils an den gesetzgeberi-
schen Bestrebungen liegen, für Kontinuität im IPR und damit für Rechtssicher-
heit zu sorgen.

7  S. nur MüKo BGB/v. Hein (2018), Art.  3 EGBGB, Rn.  45.
8  MüKo BGB/v. Hein (2018), Art.  3 EGBGB, Rn.  75.
9  S. exemplarisch Bezirksgericht Burgas, Urt. №  1177 v. 27.11.2015 i. d. Rs. №  1515/2015; 

Bezirksgericht Varna, Urt. №  1137 v. 4.7.2017 i. d. Rs. №  2204/2016; jew. zit. nach ciela. Bei-
den Entscheiden lag ein ähnlicher Sachverhalt zugrunde: Eigentumserwerb mehrerer Immobi-
lien in Bulgarien durch russische Ehegatten. Zur Anwendung kam das gem. Art.  23 Abs.  1 
RHAbk zwischen der Volksrepublik Bulgarien und der Sowjetunion (DV Nr.  12 v. 10.2.1976, 
zuletzt geändert DV Nr.  17 v. 28.2.2014) berufene russische (so vor dem Bezirksgericht Burgas) 
bzw. bulgarische (im Verfahren vor dem Bezirksgericht Varna) Güterrecht. Verkannt (bei ver-
gleichbarem Sachverhalt) von Rayongericht Tsarevo, Urt. №  198 v. 4.7.2018 i. d. Rs. №  491/
2017, und – im Gerichtsbezirk des Bezirksgerichts Burgas liegenden – Rayongericht Nesebar, 
Urt. №  199 v. 30.10.2019 i. d. Rs. №920/2018; beide Gerichte wendeten ohne nähere Auseinan-
dersetzung Art.  79 Abs.  3 i. V. m. Abs.  1 bulgIPRGB an.

10  Über Haager Verträge, an welchen Bulgarien teilnimmt, informiert das jeweilige, in die-
ser Arbeit behandelte Einzelrechtsgebiet im Ingress.

11  Zur Umsetzung des Völkerrechts in das nationale bulgarische Recht s. Maesch, Kodifika-
tion, S.  87 ff.

12  Zur Entstehungsgeschichte s. Maesch, Kodifikation, S.  69–77.
13  Siehe dazu Einleitung, §  2. A. V.; eingehend Maesch, Kodifikation, S.  39–68.
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Intertemporale Regelungen enthält das bulgIPRGB nicht. Man muss sich des-
halb auf den Grundsatz besinnen: Auf Vorgänge, die bis zum Inkrafttreten des 
bulgIPRGB am 21. Mai 2005 abgeschlossen sind, bleibt das bisherige Kollisions
recht anwendbar.14 Dieses war in zahlreichen Gesetzen, Ordnungen und Erlassen 
verstreut. Ein eigenständiges Gesetzeswerk gab es also nicht. Es wurden stets nur 
vereinzelte IPR-Bestimmung hie und da normativ festgehalten.15 Für den Be-
reich des IntFamR finden sich die Verweisungsvorschriften in Artt.  129–143 
FamKodex a. F. (1985).16

II. Struktur des bulgIPRGB

Das bulgIPRGB besteht aus vier Teilen, elf Kapiteln und 124 Artikeln. Kodifi-
ziert ist sowohl das Internationale Zivilverfahrens- wie das Kollisionsrecht. Das 
Gesetzbuch gliedert sich in einen Allgemeinen Teil und einen Besonderen, letz-
terer wiederum in die Einzelgebiete des IPR.

14  A. A. (Anwendung des neuen IPR, doch ohne auf das Problem einzugehen) Sofioter 
Stadtgericht, Urt. №  3984 v. 4.6.2019 i. d. Rs. №  6025/2016; Bezirksgericht Burgas, Urt. №  454 
v. 28.5.2019 i. d. Rs. №  593/2018 (Eheschließung in Frankreich am 7.5.2005 und damit vor 
dem Inkrafttreten des bulgIPRGB am 21.5.2005; Eheform trotzdem gem. Art.  75 Abs.  1 bul-
gIPRGB angeknüpft); Bezirksgericht Varna, Urt. №  1137 v. 4.7.2017 i. d. Rs. №  2204/2016; 
Bezirksgericht Dobrich, Urt. №  150 v. 6.6.2017 i. d. Rs. №  108/2017 (bestätigt durch den Ober-
sten Kassationsgerichtshof, Beschl. №  299 v. 6.6.2018 i. d. Rs. №  3581/2017: Eheschließung 
zwischen einer Bulgarin und einem Deutschen im Jahr 1993 in Deutschland; Erwerb in Bul
garien belegenen unbeweglichen Vermögens durch die Frau während der Ehedauer. Das Beru-
fungsgericht beurteilte den Eigentumserwerb des Mannes nach gem. Art.  65 Abs.  1 bulgIPRGB 
berufenem bulgarischem (Familien-)Recht in seiner Geltung zur Zeit des Abschlusses der 
Kaufverträge in den Jahren 2003 und 2004, also gem. Art.  19 Abs.  1 FamKodex i. d. F. von 1985); 
Rayongericht Burgas, Urt. №  901 v. 26.7.2017 i. d. Rs. №  5255/2015; Rayongericht Gorna 
Oryahovitsa, Urt. №  230 v. 7.6.2017 i. d. Rs. №  942/2017; Rayongricht Ruse, Urt. №  1246 v. 
1.8.2014 i. d. Rs. №  7881/2013 (Erwerb einer in Bulgarien belegenen Immobilie im Jahr 1999 
durch den in Italien lebenden bulgarischen Ehegatten einer Italienerin. Das Gericht unterstellte 
die vermögensrechtlichen Beziehungen der nunmehr geschiedenen Eheleute italienischem 
(Sach-)Recht gem. Art.  79 Abs.  3 i. V. m. Abs.  2 Alt.  1 bulgIPRGB); jew. zit. nach ciela.

Ob die Rechtsprechung die Rückwirkung auf einzelne Kollisionsvorschriften beschränken 
will, soweit diese bis zum Inkrafttreten des bulgIPRGB nicht kodifizierte Bereiche des IPR 
betreffen, oder von einer Rückwirkung aller Verweisungsnormen des bulgIPRGB ausgeht, lässt 
sich nicht abschließend beurteilen. Eine Rückwirkung der neuen IPR-Normen befürwortet 
(ohne nähere Begründung) S. Stalev, MCP-Obshta chast, S.  102; dagegen überzeugend Maesch, 
Kodifikation, S.  181 m. w. N.

15  Näher Maesch, Kodifikation, S.  45 m. w. N.
16  Siehe Oberster Administrativgerichtshof, Urt. №  10751 v. 18.7.2011 i. d. Rs. №  15504/

2010 – ciela (Eheschließung durch bulgarische Staatsangehörige in den USA (Florida) im Jahr 
2003; kollisionsrechtliche Prüfung des Art.  129 Abs.  1 FamKodex i. d. F. von 1985).


